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Bundesteilhabegesetz (BTHG 
 
Wesentliche Inhalte und Neuregelungen ab 2017 (Auswahl)1 
 
 Recht der Schwerbehindertenvertretungen  
 
Die Arbeitsmöglichkeiten der ehrenamtlich tätigen Schwerbehindertenvertretungen in Betrieben 
und Dienststellen werden durch folgende Änderungen verbessert: 
 
• Der Schwellenwert für die Freistellung der Vertrauensperson wird von derzeit 200 
schwerbehinderte Menschen im Betrieb auf 100 abgesenkt. 
• Die Schwellenwerte für die Heranziehung der Stellvertreter werden nach oben gestaffelt, so 
dass dann die Vertrauenspersonen in größeren Betrieben mehr Stellvertreter heranziehen 
können als die derzeit maximal möglichen zwei. 
• Bei der Fortbildung entfällt die heutige Einschränkung, dass ein Stellvertreter nur bei ständiger 
Heranziehung, häufiger Vertretung der Vertrauensperson auf längere Zeit oder absehbarem 
Nachrücken in das Amt einen Anspruch hat. 
• Der Arbeitgeber übernimmt künftig auch die Kosten einer Bürokraft für die 
Schwerbehindertenvertretung in erforderlichem Umfang. 
• Die Kündigung eines schwerbehinderten Menschen, die der Arbeitgeber ohne eine Beteiligung 
der Schwerbehindertenvertretung ausspricht, ist künftig unwirksam. 
• Es wird ein Übergangsmandat bei Betriebsübergang für Schwerbehindertenvertretungen in der 
gewerblichen Wirtschaft geschaffen, wie es für den Betriebsrat in § 21a 
Betriebsverfassungsgesetz geregelt ist. 
• Der Inklusionsgedanke wird im Betriebsverfassungsgesetz stärker verankert (ausdrückliche 
Aufnahme der Inklusion behinderter Menschen in den Katalog möglicher Themen für eine 
Betriebsvereinbarung und bei der Personalplanung). 
• Der Begriff der „Integrationsvereinbarung“ im Neunten Buch Sozialgesetzbuch wird durch 
Inklusionsvereinbarung“ ersetzt. 
 
Werkstätten für behinderte Menschen  
 
• Der Werkstattrat bestand bisher aus höchstens sieben Mitgliedern. Künftig besteht der 
Werkstattrat in größeren Einrichtungen gestaffelt aus bis zu 13 Mitgliedern 
•  Künftig wird zwischen einem Mitwirkungs- und einem Mitbestimmungsrecht in besonders 
wichtigen Angelegenheiten unterschieden (Mitbestimmung z.B. bei Ordnung und Verhalten der 
Werkstattbeschäftigten einschließlich Aufstellung und Änderung einer Werkstattordnung, Beginn 
und Ende der täglichen Arbeitszeit, Pausen, Zeiten für die arbeitsbegleitenden Maßnahmen,  
Arbeitsentgelte, Urlaubsplan für die Werkstattbeschäftigten, Verpflegung, soziale Aktivitäten der 
Werkstattbeschäftigten u.a.) 
• Der Anspruch der Werkstatträte auf Freistellung zur Teilnahme an Schulungs- und 
Bildungsveranstaltungen wird von zehn auf 15 Tage pro Amtszeit erhöht. 
 
• Neben der oder dem Vorsitzenden des Werkstattrats hat in Werkstätten mit mehr als 700 
Wahlberechtigten künftig auch die Stellvertretung einen Anspruch auf Freistellung. 
• Die dem Werkstattrat zur Seite zu stellende Vertrauensperson muss künftig nicht mehr aus dem 
Fachpersonal der Werkstatt stammen. Sie kann auch von außerhalb kommen. 
• In Werkstätten für behinderte Menschen wird es künftig Frauenbeauftragte geben.  
• Der Freibetrag bei der Anrechnung des Arbeitsentgeltes auf die ergänzenden Leistungen der 
Grundsicherung wird erhöht, das Arbeitsentgelt aus der Werkstattbeschäftigung 
wird künftig in einem geringeren Umfang auf die Leistungen der Grundsicherung angerechnet als 
bisher.  

                                                      
1 Quelle: BMAS 
http://www.bmas.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2016/das-aendert-sich-im-neuen-jahr.html 
 

http://www.bmas.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2016/das-aendert-sich-im-neuen-jahr.html
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• Das Arbeitsförderungsgeld für Werkstattbeschäftigte wird von bisher 26 Euro auf künftig 52 Euro 
im Monat verdoppelt.  
 
Schwerbehindertenausweis 
 
Im Zusammenhang mit der Benutzung von Behindertenparkplätzen wird klargestellt, dass eine 
außergewöhnliche Gehbehinderung (Merkzeichen "aG") nicht nur aufgrund von orthopädischen, 
sondern beispielsweise auch wegen schwerer Beeinträchtigung innerer Organe vorliegen kann. 
Schwerbehinderte Menschen, deren mobilitätsbezogene Teilhabeeinschränkung nicht im 
orthopädischen Bereich liegt, erhalten dadurch künftig leichter den ihnen zustehenden 
Nachteilsausgleich. 
Im Schwerbehindertenausweis ist künftig das Merkzeichen "Tb" für "taubblind" einzutragen, wenn 
bei einem schwerbehinderten Menschen wegen einer Störung der Hörfunktion ein Grad der 
Behinderung von mindestens 70 und wegen einer Störung des Sehvermögens ein Grad der 
Behinderung von 100 anerkannt ist. 
In den Ärztlichen Sachverständigenbeirat Versorgungsmedizin werden künftig zwei sachkundige 
Personen mitberatend tätig sein, die von den Betroffenenverbänden benannt worden 
sind. Damit wird die wichtige Perspektive der Betroffenen und deren Sichtweise auf die 
Teilhabebeeinträchtigungen besser berücksichtigt. 
 
Einkommen und Vermögen   
 
• Für Bezieher von Eingliederungshilfe oder Hilfe zur Pflege wird ein neuer Freibetrag für 
Erwerbseinkommen eingeführt. Dieser beträgt 40 Prozent des unbereinigten Bruttoeinkommens 
gedeckelt auf 65 Prozent der Regelbedarfsstufe 1 (derzeit rund 260 Euro monatlich). 
• Der Vermögensfreibetrag für Bezieher von Eingliederungshilfe wird von 2.600 Euro auf zunächst 
27.600 Euro erhöht. In der Hilfe zur Pflege greift der erhöhte Vermögensfreibetrag nur für 
Vermögen aus Erwerbstätigkeit. 
 
 
Weitere Regelungen 
 
Es wird ein „Budget für Arbeit“ eingeführt, das eine dauerhafte Förderung von Arbeitsplätzen auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt möglich machen könnte. Ein Rückkehrrecht in die Werkstatt wurde 
ausdrücklich in das SGB IX aufgenommen. 

- Einführung eines ausdrücklichen Anspruchs auf Elternassistenz und begleitete 
Elternschaft. 

Schaffung unabhängiger Beratungsangebote für die Betroffenen und ihre Angehörigen. 
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Pressemitteilung Nr. 381 vom 24.10.2016:  
 
7,6 Millionen schwerbehinderte Menschen leben in 
Deutschland 
 
 
WIESBADEN – Zum Jahresende 2015 lebten rund 7,6 Millionen schwerbehinderte Menschen in 
Deutschland. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) weiter mitteilt, waren das rund 67 000 
oder 0,9 % mehr als am Jahresende 2013. 2015 waren somit 9,3 % der gesamten Bevölkerung in 
Deutschland schwerbehindert. Etwas mehr als die Hälfte (51 %) der Schwerbehinderten waren 
Männer. Als schwerbehindert gelten Personen, denen von den Versorgungsämtern ein Grad der 
Behinderung von 50 und mehr zuerkannt sowie ein gültiger Ausweis ausgehändigt wurde.  
 
Behinderungen treten vor allem bei älteren Menschen auf: So war nahezu ein Drittel (32 %) der 
schwerbehinderten Menschen 75 Jahre und älter; knapp die Hälfte (44 %) gehörte der 
Altersgruppe von 55 bis 74 Jahren an. 2 % waren Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren.  
 
Mit 86 % wurde der überwiegende Teil der Behinderungen durch eine Krankheit verursacht. 4 % 
der Behinderungen waren angeboren beziehungsweise traten im ersten Lebensjahr auf. 2 % 
waren auf einen Unfall oder eine Berufskrankheit zurückzuführen.  
 
Knapp zwei von drei schwerbehinderten Menschen hatten körperliche Behinderungen (61 %): Bei 
25 % waren die inneren Organe beziehungsweise Organsysteme betroffen. Bei 13 % waren 
Arme und Beine in ihrer Funktion eingeschränkt, bei weiteren 12 % Wirbelsäule und Rumpf. In 
5 % der Fälle lag Blindheit beziehungsweise eine Sehbehinderung vor. 4 % litten unter 
Schwerhörigkeit, Gleichgewichts- oder Sprachstörungen. Der Verlust einer oder beider Brüste 
war bei 2 % Grund für die Schwerbehinderung. 
 
Auf geistige oder seelische Behinderungen entfielen zusammen 12 % der Fälle, auf zerebrale 
Störungen 9 %. Bei den übrigen Personen (18 %) war die Art der schwersten Behinderung nicht 
ausgewiesen.  
 
Bei knapp einem Viertel der schwerbehinderten Menschen (24 %) war vom Versorgungsamt der 
höchste Grad der Behinderung von 100 festgestellt worden; 33 % wiesen einen Behinderungs-
grad von 50 auf. 
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Pflegebedürftigkeit in Sachsen-Anhalt weiter gestiegen 
 
 
Zum Jahresende 2015 erhielten 99 119 Personen im Land Leistungen aus der 
Pflegeversicherung. Das entspricht einem Anstieg von 7,3 Prozent (6 703 Pflegebedürftige) 
gegenüber dem Berichtsjahr 2013. Je 1 000 Einwohner Sachsen-Anhalts waren 44 Personen 
pflegebedürftig. Pflegerische Leistungen wurden 1999 von jeder 40. Person beansprucht. Im 
Berichtsjahr 2015 betraf dies jeden 23. Einwohner/in.  
64,4 Prozent (63 859) aller Pflegebedürftigen waren weiblich.  
 
Die Mehrheit der Pflegebedürftigen (83 233 Pflegebedürftige, 84,0 %) war 65 Jahre und älter. 
Aufgrund ihrer höheren Lebenserwartung stellten die Frauen mit 68,3 Prozent (56 878 weibliche 
Pflegebedürftige) den größeren Anteil der Pflegebedürftigen dieser Altersgruppe. 
 
In Sachsen-Anhalt wurden Ende 2015 insgesamt 25 935 Pflegebedürftige (26,2 %) durch 564 
ambulante Pflegedienste versorgt. Das waren 30 Dienste (5,6 %) mehr als im Berichtsjahr 2013. 
Es waren 10 746 Personen beschäftigt, darunter 9 821 Frauen (91,4 %). Gegenüber 2013 
erhöhte sich die Anzahl der durch ambulante Pflegedienste betreuten Pflegebedürftigen um 2 904 
Personen (12,6 %) und die der dort Beschäftigten um 972 (9,9 %). 
 
In den 560 stationären Pflegeeinrichtungen (Pflegeheimen) wurden 28 961 (29,2 %) 
pflegebedürftige Menschen vollstationär versorgt. Die Anzahl der Pflegeheime erhöhte sich um 
43 Einrichtungen (8,3 %) gegenüber der vorangegangenen Erhebung. Bei den vollstationär 
versorgten Pflegebedürftigen war ein Anstieg um 678 Personen (2,4 %) zu verzeichnen. In den 
stationären Pflegeeinrichtungen waren 21 089 Personen beschäftigt, 1 018 (5,1 %) mehr als am 
Jahresende 2013. 
 
Darüber hinaus erhielten 44 223 (44,6 %) pflegebedürftige Personen Ende 2015 ausschließlich 
Pflegegeld, um die häusliche Pflege, die in der Regel durch Angehörige übernommen wird, 
sicherzustellen. 
 
Durch den medizinischen Dienst der Krankenkassen wurden 63,2 Prozent (16 383 
Pflegebedürftige) der ambulant versorgten Pflegebedürftigen als erheblich pflegebedürftig 
(Pflegestufe I), 30,1 Prozent (7 807 Pflegebedürftige) als schwerpflegebedürftig (Pflegestufe II) 
und 6,7 Prozent (1 745 Pflegebedürftige) als schwerstpflegebedürftig (Pflegestufe III) eingestuft. 
 
Von den vollstationär versorgten Pflegebedürftigen wurden 34,6 Prozent (10 022 Pflege-
bedürftige) in die Pflegestufe I, 45,3 Prozent (13 108 Pflegebedürftige) in die Pflegestufe II und 
19,3 Prozent (5 600 Pflegebedürftige) in die Pflegestufe III eingestuft. Bei  einem Anteil von 0,9 
Prozent (231 Pflegebedürftige) konnte noch keine Einstufung vorgenommen werden. 
 
    
Quelle:  
Pressemitteilung     Nr. 284 / 2016  v. 06.12.2016 
Statistisches Landesamt, Merseburger Str. 2, 06110 Halle (Saale) 
http://www.stala.sachsen-
anhalt.de/Internet/Home/Veroeffentlichungen/Pressemitteilungen/2016/12/284.html 
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Tabelle A1: Schwerbehinderte in Sachsen-Anhalt und Magdeburg nach der Ursache der 
schwersten Behinderung (Stand 12/2016) 
 
Quelle: Landesverwaltungsamt 
 
 
 
Ursache Sachsen-Anhalt In % Magdeburg In % 
Angeborene 
Behinderung 13.251 6,8 968 5,3 

Arbeitsunfall, 
Berufskrankheit 2.431 1,3 160 0,9 

Verkehrsunfall 654 0,3 49 0,3 
Häuslicher 
Unfall 133 0,1 9 0,0 

Sonstiger Unfall 1.87 0,6 69 0,4 
Kriegs-, 
Wehrdienst-, 
Zivildienst-
Beschädigung 

538 0,3 68 0,4 

Krankheit, 
inkl. 
Impfschaden 

168.124 86,8 16.285 88,9 

Sonstige 
Ursache, 
mehrere 
Ursachen 

7.506 3,9 710 3,9 
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Rundgang 10.05.17 - Innenstadt 
 
Fotos: DPWV Sachsen-Anhalt, Regionalstelle West 
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Rundgang 10.05.16 – Zoo 
 
Fotos: DPWV, Regionalstelle West 
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Aktion der Pfeifferschen Stiftungen, Breiter Weg 03.05.16 
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Verleihung des Adelheidpreises 2016 an Christine und Dieter Wendel, 
 
19.02.17 im Kaiser-Otto-Saal des Kulturhistorischen Museums 
Fotos: Romy Brett, Landeshauptstadt Magdeburg 
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